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Seit einigen Jahren rückt das Thema Sicherheit immer 
stärker in den Mittelpunkt politischer Debatten und ge-
sellschaftlicher Wahrnehmung. Der Economic Policy 
Uncertainty Index (Baker et al., 2024) zeigt für Deutsch-
land seit Beginn des Ukraine-Krieges historische Höchst-
stände. Die deutsche Exportwirtschaft wird durch Kriege, 
geopolitische Fragmentierung und internationale Konflik-
te massiv belastet, und die weltweite Verunsicherung und 
Konsumzurückhaltung infolge von Kriegen und Konflikten 
dämpfen hierzulande die Investitionstätigkeit.

Sicherheit als ökonomischer Standortfaktor

Sicherheit ist seit jeher für Konsumenten und Unternehmen 
eine wesentliche Voraussetzung für Erwartungsbildung, 
Verlässlichkeit und Risikomanagement. Private Akteure sind 
dabei auf Bedingungen angewiesen, die sie selbst weder 
schaffen noch garantieren können. Der Staat hat für äuße-
re und innere Sicherheit als öffentliche Güter Sorge zu tra-
gen; sein Mandat beruht auf der völkerrechtlich anerkannten 
Souveränität sowie dem rechtsstaatlich definierten Gewalt-
monopol. Die Hoffnung, zunehmende wirtschaftliche Ko-
operation über Märkte – national wie international – entfalte 
pazifizierende Wirkung (Wandel durch Handel) und schaffe 
selbstdurchsetzend Sicherheit, hat sich nicht bestätigt.

Die geopolitischen Entwicklungen der jüngsten Zeit haben 
die Herausforderung der äußeren Sicherheit fundamental 
verändert. Während Diskussionen um die innere Sicher-
heit nie ganz von der politischen Agenda verschwunden 
waren und durch die erhöhte Terrorgefahr im letzten Jahr-

zehnt wieder stärker in den Fokus gerückt wurden, erhielt 
das Thema äußere Sicherheit erst mit dem russischen An-
griffskrieg gegen die Ukraine im Februar 2022 eine größere 
Aufmerksamkeit in Politik und Öffentlichkeit. Dieser Krieg 
bedroht die europäische territoriale Sicherheitsordnung 
unmittelbar. Nach 1990 hatte Deutschland zunächst eine 
sicherheitspolitische Wende vollzogen. Es wies der Siche-
rung der territorialen Integrität nur noch einen untergeordne-
ten Rang zu und verließ sich auf die Sicherheitsgarantie des 
NATO-Schutzschilds. Die eigenen militärischen Kapazitäten 
wurden zurückgebaut, die allgemeine Wehrpflicht 2011 aus-
gesetzt. Die mit alldem verbundene fiskalische „Friedensdi-
vidende“ beträgt – nimmt man das NATO-Ziel von 2 % des 
nationalen Verteidigungsbudgets am Bruttoinlandsprodukt 
als Referenz – über 600 Mrd. Euro für die vergangenen drei 
Jahrzehnte (Bardt, 2021).

Die Zurückbesinnung auf die Landesverteidigung ist drin-
gend notwendig, zumal die USA sich bereits unter der Oba-
ma-Administration mit dem „Pivot to Asia“ zunehmend den 
Herausforderungen in Asien zugewandt haben. Es ist wahr-
scheinlich, dass die USA sich im Ukraine-Krieg zum letzten 
Mal als „europäische“ Nation militärisch engagieren. Zu-
gleich wächst weltweit die Gefahr militärischer Konflikte, et-
wa durch die Drohgebärden Chinas gegenüber Taiwan und 
anderen Anrainerstaaten im südchinesischen Meer. Aber 
auch hier spielt Europa eine Rolle: Traditionell westliche Alli-
ierte wie Japan, Südkorea oder die Philippinen wenden sich 
nicht nur an die USA, sondern setzen ebenso auf Europäer 
als Verbündete, wenn es um Sicherheitsinteressen gegen-
über China geht. Ein militärischer Konflikt um Taiwan zwi-
schen den Supermächten USA und China scheint ohnehin 
nicht mehr ausgeschlossen. Die Ära des Friedens, gewahrt 
durch ein effektives internationales Völkerrecht, ist fragil ge-
worden, da internationale Organisationen für dessen Durch-
setzung erlahmt sind und es an einer willigen Hegemonial-
macht fehlt, die universell gültige Rechte auch durchsetzt. 
Anders ausgedrückt: Wir befinden uns in einer „neuen Epo-
che des Risikos“ (SIPRI, 2022) und Europa ist mittendrin.

In Deutschland betrifft diese neue Risikoumgebung nicht 
nur die äußere und innere Sicherheit. Es kommen moder-
ne Dimensionen der Sicherheit hinzu, die unter dem Begriff 
„hybride Bedrohungen“ zusammengefasst werden. Darun-
ter versteht man meist verdeckte Angriffe durch feindliche 
Staaten, Gruppen und Akteure, die auf die Zersetzung libe-
raler, vor allem westlicher Demokratien und die Schwächung 
ihrer Integrität abzielen, um den eigenen geopolitischen Ein-
fluss auszuweiten und strategische Interessen durchzuset-
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Abbildung 1
Ausgaben des Bundes für Sicherheit

Quelle: eigene Berechnung und Darstellung auf Basis von BMF (2024).

zen (Jungwirth et al., 2023). Der Verfassungsschutz regist-
rierte jüngst deutlich stärkere Angriffe aus Russland, China 
und Iran gegenüber Deutschland, in Form von Spionage, 
illegitimer Einflussnahme, Desinformationskampagnen und 
Cyberangriffen (BMI, 2024).

Fiskalische Folgen der verbrauchten 
Friedensdividende

Das Thema Sicherheit ist nicht nur ein politisches Pro blem 
und eine staatliche Aufgabe im engeren Sinne, sondern 
eng mit ökonomischer Resilienz und der Funktionsfähig-
keit von Wirtschaft und Gesellschaft verknüpft. Die Sicher-
heitsfragen unserer Zeit sind komplex und ein zentraler 
Bestandteil bei der Aufrechterhaltung einer funktionsfä-
higen sozialen Marktwirtschaft und der demokratischen 
Ordnung. Für die Wirtschaftspolitik und die Finanzpolitik 
markiert die neue Epoche der sicherheitspolitischen Ri-
siken einen tiefgreifenden Wandel, da viel mehr finanziel-
le Ressourcen in Sicherheit investiert werden müssen als 
zuvor. Anders gewendet: Die Betriebskosten des globalen 
Wirtschaftssystems und die Standortkosten nationaler 
Sicherheit sind dramatisch angestiegen. Während die Er-
schöpfung der Globalisierung seit geraumer Zeit zu diag-
nostizieren ist (Hüther et al., 2019), hat sich die Dringlich-
keit neuer sicherheitspolitischer Anstrengungen erst mit 
der „Zeitenwende“ infolge des russischen Angriffs auf die 
Ukraine politisch und gesellschaftlich vermittelt. Fiskalisch 
wurde dem bisher nur ansatzweise und somit unzurei-
chend Rechnung getragen.

In Abbildung 1a sind die jährlichen Ausgaben im Bundes-
haushalt für die drei Säulen der Sicherheit preisbereinigt 
mit dem Basisjahr 2020 dargestellt. Die Ausgaben für äu-
ßere Sicherheit, maßgeblich der Haushalt des Verteidi-
gungsministeriums, nehmen den Großteil der Ausgaben 
für Sicherheit ein und sind zwischen 2015 und 2022 real 
kräftig gestiegen von 31 Mrd. auf fast 45 Mrd. Euro. Im 
Haushaltsplan für 2025 werden trotz der Rekordansätze für 

die Verteidigung durch den starken Preisanstieg real nur 
knapp über 44 Mrd. Euro für äußere Sicherheit bereitge-
stellt; immerhin signifikant mehr als in den Jahren 2023 und 
2024.

Die Ausgaben für innere Sicherheit stiegen zwischen 2015 
und 2017 deutlich um über 40 %, doch seitdem gab es im 
Aggregat keine sichtbare reale Aufwärtsbewegung mehr. 
Den größten Posten nimmt bei der inneren Sicherheit die 
Bundespolizei ein, deren Budget zwischen 2015 und 2025 
real um 1 Mrd. Euro gestiegen ist (BMF, 2024). Auch die 
Ausgaben für den zweitgrößten Posten der inneren Sicher-
heit, das Bundeskriminalamt, haben sich im selben Zeit-
raum fast verdoppelt. Die Ausgaben für das Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge blieben nach dem Anstieg nach 
2015 recht stabil, wohingegen die Ausgaben für Integration 
und Migration sowie Vertriebene deutlich volatiler waren 
und beispielsweise 2025 um über 44 % gegenüber 2024 
gekürzt wurden.

Die Ausgaben für die Abwehr hybrider Gefahren im Bun-
deshaushalt – darunter werden die Nachrichtendienste, 
IT-Sicherheit und politische Bildung gefasst – verzeichnen 
seit 2015 eine kräftige Aufwärtsbewegung, insbesondere 
in den Jahren nach 2020, mit einem vorübergehenden Ein-
bruch im schwierigen Haushaltsjahr 2024, was besonders 
deutlich wird an den indexierten Ausgaben im Bundes-
haushalt (vgl. Abbildung 1b).

Das erwähnte NATO-Ziel für die Verteidigungsausgaben 
wurde selbst im Jahr 2023 mit 1,6 % des BIP deutlich 
verfehlt (Bardt, 2024a). Im Jahr 2024 soll das NATO-Ziel 
erstmals erreicht werden, vor allem dank des Sonderver-
mögens Bundeswehr. Allerdings fallen darunter auch die 
militärische Unterstützung der Ukraine sowie ein nicht nä-
her definierter Rest, der aus verschiedenen anderen Tei-
len des Bundeshaushalts zu den Verteidigungsausgaben 
gezählt wird und der zuletzt sehr stark auf über 11 Mrd. 
Euro angestiegen ist (Bardt, 2024b).
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Abbildung 2
Verteidigungshaushalte Vereinigtes Königreich (ohne Atomwaffenkomplex), Deutschland (ohne Militärischer 
Abschirmdienst), Soll-Ausgaben für 2024
in Mrd. Euro

Quelle: eigene Berechnung und Darstellung auf Basis von BMF (2024) und Ministry of Defence (2024).

Die Finanzierung der Verteidigungsausgaben ist aus den 
Steuereinnahmen zu gewährleisten. Dafür fehlen bisher 
mittelfristig – nach Auslaufen des Sondervermögens Bun-
deswehr – die budgetpolitischen Voraussetzungen; der An-
satz im Finanzplan des Bundes für das Jahr 2028 – vorge-
sehen sind 80 Mrd. Euro – ist nicht substanziell unterlegt. 
Die Einrichtung des Sondervermögens für die Bundeswehr 
außerhalb des Staatsschuldenrechts gemäß Art. 109 und 
115 GG kann ordnungspolitisch begründet werden, weil ei-
ne Nachfinanzierung einer mehr als 20-jährigen Unterfinan-
zierung bei der Ausstattung der Bundeswehr nicht aus dem 
Steuerhaushalt eines Jahres zu leisten ist. Das Sonderver-
mögen mit 100 Mrd. Euro dürfte für diesen Zweck nicht 
ausreichen; eher sind 300 Mrd. Euro als erforderlich anzu-
sehen (Deutscher Bundestag, 2023). Obgleich für diesen 
Sonderhaushalt ein spezielles Kontrollgremium eingerichtet 
wurde, ist Streit darüber entbrannt, ob die Nutzung dieses 
Etats dem angedachten Verwendungszweck entspricht.

Fachkräftemangel und Mobilisierung von 
Reservisten

Im jüngsten Wehrbericht wird deutlich, dass die Bundes-
wehr immer noch in einem beklagenswerten Zustand ist. 
Vor allem werden im Wehrbericht neben Materialengpäs-
sen – teils verursacht durch große Abgaben von Gerät und 
Munition an die Ukraine – Personalvakanzen und Infra-
strukturmängel als Hauptprobleme angeführt (Deutscher 
Bundestag, 2024). Damit wird die zweite große Herausfor-
derung für die Herstellung der Wehrfähigkeit Deutschlands 
erkennbar: die Verfügbarkeit von Personal.

Der Fachkräftemangel in der deutschen Volkswirtschaft 
führt zu erheblichen Friktionen für die Bundeswehr. Denn 
für den Konfliktfall muss mit einer viel höheren Anzahl von 
Reservisten gerechnet werden. Derzeit leisten etwa 34.000 

Reservisten Dienst in regelmäßigen Übungen bei der Bun-
deswehr, der Bedarf liegt jedoch bei rund 60.000 (Bun-
deswehr, 2024). Es ist davon auszugehen, dass bis Ende 
des Jahrzehnts bei sich weiter verschärfender Konfliktlage 
der Bedarf auf 200.000 ansteigen wird. Das wird nur in Zu-
sammenarbeit mit den Unternehmen zu organisieren sein. 
Bisher besteht dafür aber in der Wirtschaft kaum ein Be-
wusstsein.

Die ohnehin schon hohen Personalkosten werden nach 
den Anpassungen der Mindestleistungen für Reservisten-
dienstleistende und aufgrund des zunehmenden Perso-
nalbedarfs nochmals ansteigen. Schon jetzt wird mehr als 
ein Drittel der Ausgaben für die Kommandobehörden und 
Truppen ausgegeben (36 %), also für Sold, Fürsorgemaß-
nahmen und Sozialversicherungsbeiträge. Im Vereinigten 
Königreich, das einen fast gleich großen Verteidigungs-
haushalt hat (ohne den Atomwaffenkomplex), entfallen 
29 % der Ausgaben des Ministry of Defense auf Gehälter 
und Kosten für das Militärpersonal (vgl. Abbildung 2). Die 
Bundeswehr hat mit über 181.000 Berufssoldaten und Re-
servisten zwar eine größere Truppenstärke als Großbritan-
nien mit 171.00 Soldaten (inkl. Reservisten) – jedoch sind 
die Ausgaben pro Soldat mit 104.120 Euro in Deutschland 
deutlich höher als im Vereinigten Königreich mit umgerech-
net 89.960 Euro.

Die Ausgaben für militärische Forschung und Entwicklung 
liegen in Deutschland mehr als 2 Mrd. Euro unter denen 
Großbritanniens. Im Jahr 2024 machte dieser Bereich in 
Deutschland nur 2 % des Verteidigungshaushalts aus, 
während er in Großbritannien 7 % betrug. Auch der Posten 
für militärische Beschaffungen ist im deutschen Haushalt 
deutlich kleiner als der vergleichbare Posten des britischen 
Verteidigungsministeriums. Zwar fällt ein Großteil der mi-
litärischen Beschaffungen mit über 21 Mrd. Euro im Bun-

0
2
4
6
8

10
12
14
16
18
20

Militärisches Zivile Materialerhaltung Infrastruktur Sonstiger Betrieb
und Bewilligungen

FuE Militärische
Bescha�ungen

UK MOD GER BMVg

Personal Personalkosten



ZBW – Leibniz-Informationszentrum Wirtschaft 
675

Zeitgespräch

deshaushalt 2024 unter die Verpflichtungsermächtigungen 
für die kommenden Jahre; doch auch im Vereinigten Kö-
nigreich gibt es im Defense Equipment Plan ebenfalls lang-
fristig angelegte Beschaffungspläne, die über die aktuelle 
Haushaltsplanung hinausgehen.

Notwendige Verteidigungszusammenarbeit in der 
Europäischen Union

Ein weiterhin ungenutztes Potenzial in Sicherheitsfragen 
bildet der Handlungsraum Europäische Union. Sowohl für 
die innere Sicherheit (Migration, Sicherung der Außengren-
zen) als auch für die äußere Sicherheit (Verteidigungsuni-
on) sowie für die Abwehr hybrider Gefahren, insbesonde-
re im Bereich der Cyberabwehr, ist die europäische Ebe-
ne zentral. Hinzu kommt, dass in einem Bündnisfall nach 
Art. 5 des NATO-Vertrages die Bundesrepublik aufgrund 
der geografischen Lage in besonderer Weise in die Auf-
marschwege nach Osten eingebunden sein dürfte. Im Falle 
dieses Notstandes nach Art. 80a Abs. 3 Satz 1 GG grei-
fen – noch aus den Notstandsgesetzen der 1960er Jahre 
stammend – die sogenannten Sicherstellungsgesetze, 
um die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen für 
Zwecke der Verteidigung, insbesondere zur Deckung des 
Bedarfs der Zivilbevölkerung und der eigenen, aber auch 
verbündeter Streitkräfte, sicherzustellen. Viele der dafür 
bedeutsamen Infrastrukturen, Systeme und Versorgungs-
leistungen wurden nach Ende des Kalten Krieges zurück-
gebaut, jedenfalls nicht in der heute wieder gebotenen 
Weise unterhalten. Daraus ergeben sich weitere fiskalische 
Anforderungen, und zwar an Bund, Länder und Kommu-
nen. Das Thema wird bislang von der Politik unverantwort-
licherweise ignoriert.

Beim Aufbau einer resilienten IT-Infrastruktur bestehen be-
reits von der Europäischen Kommission koordinierte Initi-
ativen und Gemeinschaftsprojekte wie beispielsweise das 
Projekt EuroQCI (Aufbau einer Quantenkommunikations-
infrastruktur), das zur Sicherung der grenzüberschreiten-
den Kommunikationsinfrastruktur beitragen soll. Doch der 
IMD World Digital Competitiveness (2023) zeigt, dass die 
EU-Mitgliedstaaten sehr unterschiedlich auf die Abwehr 
hybrider Bedrohung vorbereitet sind, insbesondere in der 
Cyberabwehr: In den relevanten Kategorien zur Cybersi-
cherheit befindet sich Deutschland nur in der Abwehr von 
Cyber-Piracy – gemessen an installierter nicht lizenzierter 
Software und damit Malware-gefährdeten PCs – in einem 
der vorderen Plätze von allen untersuchen 64 Ländern. Im 
Bereich der Cyber-Security allgemein liegt Deutschland 
deutlich unter dem EU-Schnitt auf Platz 37, im Bereich der 
Government Cyber Security Capacity liegt Deutschland 
nur knapp über dem EU-Durchschnitt auf Platz 30, je-
doch weit abgeschlagen hinter dem Spitzenreiter Estland, 
der international auf Platz zwei liegt. Dass Estland gerade 

in dem Bereich der Cyber-Security Spitzenreiter ist, ver-
wundert nicht. Denn das Land ist aufgrund seiner Nähe zu 
Russland und dem daraus resultierenden Konfliktpotenzial 
besonders durch hybride Angriffe gefährdet (Magnuson et 
al., 2022). Auch in Deutschland sollte das Bewusstsein für 
eine reale Kriegsgefahr geschärft werden.

Der größte Hebel, den Europa in Sicherheitsfragen hat, ist 
die Etablierung einer Verteidigungsunion. Allerdings sind 
die politischen Hürden hoch. Das Kernproblem bei der 
Durchsetzung einer Verteidigungsunion liegt in den noch 
unterschiedlichen Vorstellungen darüber, was eine Vertei-
digungsunion leisten soll. Die Debatten konzentrieren sich 
dabei auf drei Aspekte (Beetsma et al., 2024): erstens die 
Liberalisierung der Defense-Güter, zweitens die Koordinie-
rung militärischer Zusammenarbeit und der Kapazitätser-
weiterung sowie drittens die Stärkung einer eigenen euro-
päischen Verteidigungsindustrie durch Industriepolitik.

Für alle drei Aspekte bestehen Potenziale für europaweite 
Synergieeffekte. Der europäische Binnenmarkt für Vertei-
digungs- und Dual-Use-Güter ist unvollständig und unzu-
reichend entwickelt. Aufgrund ineffizienter Marktstruktu-
ren und der oft autarken Herangehensweise der Mitglied-
staaten kommt es zu einer Replikation und Re dundanz 
von Waffensystemen. Nationale Industrien werden häufig 
bevorzugt, was zu einem Überangebot an militärischer 
Ausrüstung führt, das dennoch nicht ausreicht, um die NA-
TO-Vorgaben zu erfüllen (Beetsma et al., 2024). Die Mas-
senproduktion von Waffen ist in der europäischen Vertei-
digungsindustrie bisher nicht ausreichend entwickelt. Eine 
zentrale Herausforderung besteht in der Schaffung bzw. 
Stärkung der European Defence Technological and Indus-
trial Base. Allerdings gibt es noch keine einheitliche Linie 
für die Entwicklung eines europäischen Verteidigungsbud-
gets, was die Koordinierung zwischen den Mitgliedstaaten 
erschwert (Beetsma et al., 2024).

In diesem Sinne sollten bestehende Instrumente gestärkt 
und weiterentwickelt werden, insbesondere die Ständi-
ge Strukturierte Zusammenarbeit (PESCO) in der Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik. PESCO folgt dem Prinzip 
der differenzierten Integration, bei dem sich interessierte 
EU-Staaten freiwillig zusammenschließen, ohne auf das 
Einstimmigkeitsprinzip angewiesen zu sein (Fremerey & 
Gerards Iglesias, 2024). Dies macht PESCO zu einem sinn-
vollen Mechanismus auf dem Weg zu einer Verteidigungs-
union.

Fiskalische Zwänge sind ein Sicherheitsrisiko: 
Revision der Staatstätigkeit

Die Verbesserung der Sicherheitslage in Deutschland ist 
eine Voraussetzung gedeihlicher Wirtschaftsentwicklung 
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für alle Akteure. Der Staat muss für die öffentlichen Güter 
der äußeren und der inneren Sicherheit verlässlich sorgen. 
Die Ertüchtigung der Bundeswehr ist dafür zentral. Die fis-
kalischen Vorkehrungen über das Sondervermögen für die 
Wiederherstellung der Wehrfähigkeit sind allerdings eben-
so unzureichend wie die Finanzplanung für die laufende 
Unterhaltung. Keinerlei fiskalische Vorsorge gibt es für die 
Anforderungen aus Sicherstellungsgesetzen für den Not-
fall.

Neben der Frage der angemessenen Finanzierungsquellen 
– Kreditfinanzierung des Sonderhaushalts, Steuerfinanzie-
rung der laufenden Ausgaben – muss die Bundesregierung 
dringend eine fiskalische Gesamtbilanz erstellen, die alle 
absehbaren finanziellen Bedarfe erfasst. Gerade bei den 
Auswirkungen der Sicherstellungsgesetze sind in erhebli-
chem Umfang die Kommunen betroffen, da diese vor Ort 
die Leistungen zu erbringen haben. Damit sind auch die 
Länder in ihrer besonderen Verantwortung für die Kom-
munen gefordert, die ohnehin die Vorhaltung und Bewirt-
schaftung kritischer Ressourcen zu gewährleisten haben.

Erst auf der Grundlage einer fiskalischen Gesamtbilanz 
„Sicherheitsraum Deutschland“ können die drohenden Al-
lokationsprobleme in der Volkswirtschaft (Planung und Ein-
satz der kritischen Ressourcen, föderale Verantwortung) 
identifiziert und die drohenden Verteilungskonflikte bei der 
Verwendung der Steuereinnahmen bewertet werden. Die 
Verteidigungsausgaben verdrängen andere konsumtive 
Ausgaben des Staates und müssen letztlich nachhaltig da-
durch erbracht werden. Eine Revision der Staatstätigkeit 
wird dafür unvermeidlich sein. Um die investiven Notwen-
digkeiten, die sich durch die Verteidigung insbesondere 
bei den Infrastrukturen verschärfend auswirken, angemes-
sen adressieren zu können, muss entweder durch einen 
Transformations- und Infrastrukturfonds außerhalb der 
Schuldenbremse finanzielle Sicherheit geschaffen werden 
(Hüther, 2024), oder man wählt gezielt die Finanzierung 
über Infrastrukturgesellschaften mit finanzieller Transak-
tion, da eine Verfassungsänderung nicht mehr realistisch 
erscheint.

Die Unternehmen sind indirekt durch die höheren Betriebs-
kosten des weltwirtschaftlichen Systems und die steigen-
den Standortkosten betroffen und direkt durch die eigenen 
Sicherheitsvorkehrungen im Bereich der Cybersicherheit 

und der Wirtschaftsspionage. Dazu kommen die Folgen 
der steigenden Anzahl von Reservisten mit entsprechen-
der Abwesenheit am Arbeitsort. Der Druck auf Rationalisie-
rungsinvestitionen nimmt dadurch zu. Grundsätzlich muss 
es darum gehen, die Resilienz der Unternehmen durch her-
vorragende Bildungseinrichtungen, eine erstklassige Infra-
struktur, einen europäischen Kapitalmarkt sowie schnelle 
staatliche Planungen und Verfahren zu stärken. Kurzum: 
alles, was derzeit angesichts der angebotsgetriebenen 
Nachfrageschwäche der deutschen Volkswirtschaft erör-
tert wird, muss erst recht mit Blick auf die Wehrhaftigkeit 
des Landes geleistet werden, und zwar umfassend und 
verlässlich.
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